
Gemeinsame Erklärung BUND Landesverband Baden- 
Württemberg und DGB Baden-Württemberg zur sozial 

gerechten ökologischen Transformation 
 
 
Nach einem intensiven Austausch von BUND und DGB Baden-Württemberg sind beide 
Organisationen zu den folgenden gemeinsamen Überzeugungen, aber auch gemeinsamen 
offenen 
Fragen und Forderungen gekommen: 
 
Die Herausforderung 
Die Überschreitung der planetaren Grenzen zwingt auch Baden-Württemberg dazu, wirk-
same Maßnahmen für mehr Klimaschutz zu ergreifen. Ziel muss es sein, nicht nur der Be-
drohung durch den Klimawandel entgegenzuwirken, sondern gleichzeitig auch dem Arten-
schwund („Biodiversitätskrise") und der hemmungslosen Ausbeutung natürlicher Ressourcen 
Einhalt zu gebieten. 
 
Das bedeutet nichts weniger als die historische Herausforderung innerhalb weniger Jahre 
unser über Jahrhunderte gewachsenes Wirtschaftssystem allumfassend auf eine klimaneut-
rale, naturschonende Produktion und Lebensweise umzustellen. Es gilt die Lebensgrundla-
gen für alle Menschen und die Existenz unserer Zivilisation zu sichern. Eine intakte Natur ist 
auch Voraussetzung für ein gesundes Leben durch saubere Luft, gesunde Böden und sau-
beres Wasser. Sie ist Voraussetzung für das menschliche Wohlergehen in sozialer, kulturel-
ler und psychischer Hinsicht. 
 
Diese fundamentale Herausforderung stellt uns vor zahlreiche Aufgaben. Zwei der wichtigs-
ten sind die Finanzierung der Transformation sowie soziale Sicherheit im Wandel in Verbin-
dung mit einer gerechten Lastenverteilung. 
 
Aufgaben, Ausgaben und Finanzierung der Transformation 
Hinsichtlich der Klimaziele besteht ausreichende Klarheit. Was fehlt sind tatsächliche Maß-
nahmen zur Zielerreichung, die alle Menschen und Akteure verbinden und hinter diesen Zie-
len vereinen. Ein handlungsfähiger Staat ist dabei Voraussetzung dafür, dass die Transfor-
mation erfolgreich gestaltet werden kann. Diese zusätzlichen Aufgaben sind bundesweit mit 
Ausgaben im mittleren dreistelligen Milliardenbereich in den kommenden 10 Jahren verbun-
den. 
 
DGB und BUND sind überzeugt, dass technische und soziale Innovationen, Arbeitsplatzsi-
cherheit, Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand allein unter der Bedingung eines nachhaltigen 
Wirtschaftens zukunftsfähig sind. Zur Wachstumsfrage selbst sind beide Organisationen in 
Teilen unterschiedlicher Auffassung. Gleichwohl stellen wir uns der Diskussion und sind uns 
darin einig, dass das Bruttoinlandsprodukt (BIP) nicht mehr alleiniger Leitwert dafür sein soll, 
wie wir unseren Wohlstand messen und Wachstum nicht die Zerstörung von Natur und Klima 
zur Folge haben darf. 
 
Soll unter diesen Voraussetzungen die Transformation ausreichend finanziert werden, dann 
müssen alle Finanzierungsoptionen ohne Tabus geprüft und genutzt werden. Als mögliche 
Optionen liegen die Kreditfinanzierung über eine Reform der Schuldenbremse, die Strei-
chung klimaschädlicher Ausgaben sowie ein gerechteres Steueraufkommen unter der stär-
keren Einbeziehung Superreicher, großer Erbschaften und Topverdienender auf dem Tisch. 
Aber auch schon unter der aktuellen Schuldenbremse lassen sich überschlägig mindestens 
50 Milliarden jährlich für Transformationsprojekte mobilisieren. BUND und DGB fordern des-
halb die Politik dringend zu einer Finanzierungsoffensive auf und an dieser Stelle endlich 
klare Vorstellungen zu entwickeln und in die gesellschaftliche Debatte zu bringen. 
 



Gerechtigkeit und soziale Absicherung als Voraussetzung für das Gelingen der Trans-
formation  
Die Herausforderung der sozial-ökologischen Transformation fällt in eine Zeit großer gesell-
schaftlicher Verunsicherung. Weil die Transformation so grundlegend sein muss, stellt sie 
nicht nur unseren Alltag und liebgewordene Gewohnheiten in Frage. Damit einhergehende 
Verunsicherung und Zukunftsängste vieler Menschen werden im schlimmsten Fall von Par-
teien am extrem rechten Rand und anderen populistischen oder demokratiefeindlichen Ak-
teur*innen für ihre Zwecke instrumentalisiert. Damit ist nicht nur unsere Demokratie in Ge-
fahr, sondern es steht die Akzeptanz und das Gelingen der sozial-ökologischen Transforma-
tion insgesamt in Frage. 
 
BUND und DGB sind der Überzeugung, dass Gerechtigkeit und sozialer Ausgleich bei allen 
Maßnahmen, die zur Umsetzung der Transformation getroffen werden, zentral sind. Wir kön-
nen nicht mehr nur von einer „sozialen Flankierung" der Maßnahmen sprechen. Der Blick auf 
das soziale Gelingen ist generell Grundlage aller Maßnahmen und darf gleichzeitig nicht de-
ren Unterlassen begründen. Besonders drei Aspekte stehen im Mittelpunkt: 
1. Sicherheit: Verstärkt werden Verunsicherung und Ängste durch die dramatisch ver-

schlechterten globalen Bedingungen. Die Bürger* innen müssen tatsächlich erfahren, 
dass auf die sozialen Sicherungssysteme Verlass ist (Rentensystem, Gesundheitssystem, 
Pflege), dass sie nicht von Arbeitslosigkeit bedroht sind, dass angemessenes Wohnen für 
alle finanziell leistbar und der Bildungszugang unabhängig von Herkunft gesichert ist. 

2. Teilhabe und Gerechtigkeit: Transformationsprojekte und Transformationsfinanzierung 
tragen zur Verteilungsgerechtigkeit bei. Bestandteil einer gerechten Gestaltung der Trans-
formation ist die Absicherung der Teilhabe möglichst aller am sozialen und gesellschaftli-
chen Leben. Staatliche Förderungen und Maßnahmen zur Transformation sind deshalb 
an die Förderung von Teilhabe und Demokratisierung der Wirtschaft zu koppeln. 

3. Soziale Innovation: Kollaborative Wirtschaftsformen befördern soziale Innovationen und 
gemeinschaftliche Lösungen von Problemen. Neue Wohnformen, die gleichzeitig genüg-
samer mit Wohnraum umgehen, genossenschaftliche Modelle wie beispielweise Energie-
genossenschaften, die erneuerbare Energien produzieren, oder weitere Ideen aus der 
Sharing Economy ermöglichen auch einkommensschwachen Haushalten konkrete Mög-
lichkeiten, sich an Klimaschutzmaßnahmen zu beteiligen und davon zu profitieren. 

 
Gleichzeitig bedeutet die sozial-ökologische Transformation aber auch Veränderungen im 
Alltag von Menschen. Sie beeinflusst Lebensplanungen und soziale Praktiken. Die planeta-
ren Grenzen bilden dabei ein eher abstraktes Limit für individuellen Konsum. BUND und 
DGB stimmen darin über ein, dass Selbstbeschränkung und Suffizienz - und damit die De-
batte um individuelle Lebensstile - letztlich sowohl die unterschiedliche ökonomische Situa-
tion von Menschen und damit ihre individuellen Spielräume für Veränderungen als auch den 
jeweiligen Klimafußabdruck berücksichtigen muss. Verteilungs-, Gerechtigkeits- und Macht-
fragen sind unmittelbar mit den Herausforderungen der Transformation verknüpft. Der dafür 
erforderliche Verständigungsprozess, muss dringend beginnen! 
 
Damit wird auch klar: Die sozial-ökologische Transformation verändert zuvorderst Strukturen 
– ökonomische, gesellschaftliche und politische. Sie kann nicht als Aufgabe an die Einzelnen 
delegiert werden, sondern ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die den Rückhalt breiter 
Mehrheiten dauerhaft als ihre Voraussetzung benötigt. Diese Mehrheiten wollen wir sichern 
und streiten deshalb für Gerechtigkeit in der Transformation. 
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